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Vorwort 

In seiner Beweislehre des Zivilprozesses (S. 292) hat Endemann die 
Lehre von den Urkunden als "eine Sammlung widerstreitender Sätze 
ohne allen leitenden Faden" charakterisiert. Dieses Urteil hat für das 
Beweisrecht mit Inkrafttreten der ZPO an Gültigkeit verloren. Denn 
die Maßstäbe der §§ 415 ff. ZPO sind hinreichend, um im Stadium des 
Urkundenbeweises Unsicherheiten zu vermeiden. Jene Kritik trifft aber 
nach wie vor auf das Stadium der Parteibehauptungen zu. Den hier 
vermißten roten Faden zu finden ist Ziel der vorliegenden Abhandlung. 

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Ruhr-Universität Bochum 
hat die Arbeit im Sommersemester 1981 als Habilitationsschrift ange-
nommen. 

Rechtsprechung und Schrifttum bis Dezember 1981 sind noch berück-
sichtigt. 

Meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Walter Zeiss, danke 
ich herzlich für seine Anregungen zu dieser Abhandlung, darüber hin-
aus für seine großzügige Unterstützung und Förderung während all der 
Jahre, die ich als Assistent an seinem Lehrstuhl tätig war. Mein beson-
derer Dank gilt weiterhin Herrn Bundesrichter a. D. Prof. Dr. Erhard 
Bökelmann für das Interesse, das er meiner Arbeit entgegengebracht 
hat. 

Bochum, im Februar 1982 
Klaus Schreiber 
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1. KapiteZ 

Einleitung 

§ 1. Verwendbarkeit und gesetzlich.e Regelungen 
der Urkunde im Zivilprozeß 

Eine Urkunde kann in einen Zivilprozeß eingebracht werden mit dem 
Ziel, Gericht und Gegner von der Wahrheit des durch die Urkunde 
beweisbaren Vorbringens zu überzeugen. Diese überzeugung wird so-
dann auf zweierlei Weise vermittelt. Einmal hat das Gericht in dem 
durch die Beweisregeln der §§ 415 ff. ZPO abgesteckten Rahmen eben 
wegen dieser Regeln den Urkundeninhalt als volll beweiskräftig hinzu-
nehmen (§ 286 II ZPO). Zum anderen muß das Gericht, soweit der Ver-
handlungsgrundsatz reicht, von der Wahrheit des Vorbringens aus-
gehen, wenn der Urkundeninhaber mit der Urkunde auch ohne Beweis-
aufnahme seinen Gegner überzeugt hat und dieser deswegen nicht 
bestreitet (§ 138 III ZPO) oder zugesteht (§ 288 ZPO). 

Dem steht gegenüber die landläufige Praxis, sich "zur Vermeidung 
von Wiederholungen" auf Urkunden zu beziehen. Eine Bezugnahme in 
diesem Fall erfolgt nicht zum Zwecke der Beweisführung. Sie soll z. B. 
ein bloßes Abschreiben der Urkunde entbehrlich oder ein bis dahin 
unverständliches Vorbringen verständlich machen. 

Trotz dieser verschiedenen Verwendungszwecke ist die Neigung groß, 
Urkunden, die in Bezug genommen, die einem Schriftsatz beigefügt 
sind oder deren Vorlegung angekündigt ist, lediglich unter dem Blick-
winkel des Urkundenbeweisrechts zu sehen2 • Das wird einmal durch die 
schwerpunktmäßige Behandlung der Urkunden in den §§ 415 ff. ZPO, 
mehr aber noch damit zu erklären sein, daß in diesen Bestimmungen 
dem Gericht und den Parteien klare Maßstäbe für die Behandlung und 
die Bewertung von Urkunden an die Hand gegeben werden. Auf das 

1 Die Ausdrucksweise der §§ 415--418 ZPO, wonach Urkunden "vollen Be-
weis" erbringen, ist eine Reminiszenz an die Zeiten gesetzlicher Beweisregeln, 
in denen z. B. auch dem halben Beweis Bedeutung zukam (vgl. Endemann, 
Beweislehre, S. 57 ff.; Zink, S.12). Unter dem Prinzip der freien Beweis-
würdigung, das keine "stehenden Tarife" (Zink, aaO.) für die Ermittlung des 
Beweiswertes kennt, ist diese Unterscheidung und damit die Fassung der §§ 
415--418 ZPO heute (§ 286 I ZPO) überholt (anders Bruns, Rz. 194). 

! Vgl. etwa Bergerjurth, Rz. 363. 
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Problem, wie denn mit Urkunden zu verfahren ist, die nicht in den Gel-
tungsbereich der §§ 415 ff. ZPO fallen, etwa weil ihre Ankündigung ein 
unzulässiger Beweisantritt sein so113, wird nur selten eingegangen -
dies vielleicht deswegen, weil die Frage von der ZPO nur sporadisch 
und zudem in Bestimmungen (§§ 131, 134, 135, 142, 273 II Nr. 1 ZPO) 
beantwortet wird, die aufs Ganze gesehen eine klare Linie vermissen 
lassen. 

So fällt schon auf den ersten Blick der Mangel an Übereinstimmung 
zwischen den in der Konsequenz gleichen Bestimmungen in § 142 I ZPO 
einerseits und in § 273 II Nr. 1 ZPO andererseits auf. Während dort die 
Vorlegungsanordnung von einer Bezugnalune auf die Urkunde ab-
hängig sein soll, sieht § 273 II Nr. 1 ZPO für die Zulässigkeit einer vor-
bereitenden Maßnahme von diesem Erfordernis ab. Die W~dersprüch­
lichkeit, die darin zu liegen scheint, führt zu gleichermaßen entgegen-
gesetzten Folgerungen. Während nämlich die einen4 für eine Einschrän-
kung des § 142 ZPO in dem Sinne plädieren, daß im Rahmen dieser 
Bestimmung eine Bezugnahme ebenfalls entbehrlich sein soll, beharren 
andere5 in Anlehnung an den Gesetzeswortlaut auf der Forderung nach 
einer Bezugnahme als Voraussetzung der Urkundenvorlegung nach 
§ 142 ZPO. 

Für eine Bevorzugung der vermeintlich eindeutigen Bestimmungen 
des Urkundenbeweisrechts besteht dennoch kein Grund. 

Das sei zunächst mit wenigen Worten wiederum am Beispiel der 
§§ 142, 273 II Nr. 1 ZPO gezeigt. Gibt man sich nämlich nicht damit zu-
frieden, in der mangelnden Anpassung von § 273 II Nr. 1 ZP06 an § 142 
ZPO ein gesetzgeberisches Versehen zu erblicken, und versucht man 
statt dessen, beiden Bestimmungen ihren Platz einzuräumen, so finden 
sich dafür ausreichende Anhaltspunkte. Es ist vorstellbar, daß allein 
eine Anordnung nach § 142 ZPO von einer vorgängigen mündlichen 
Verhandlung abhängig ist7 • Ferner könnte der Begriff der Bezugnahme 

3 Man denke an den auch in anwaltlichen Schriftsätzen häufig anzutreffen-
den Passus: "Beweis: Vorlage der (näher bezeichneten) Urkunde im Termin"; 
siehe Bergerfurth, Rz.363; Bernhardt, ZPR, § 38 IV 1 a, S. 243; Hoche I Haas, 
§ 62, S.141. 

4 Vgl. statt vieler Stein / Jonas / Pohle, 19. Aufl., § 142 Anm. I; ferner un-
ten § 11 I 3 Fn. 176. 

5 Rosenberg / Schwab, § 78 IU 3, S.441; Baumbach I Lauterbach I Hart-
mann, § 142 Anm. 1. 

8 § 273 ZPO stimmt weitgehend mit § 272 b ZPO a. F. (bis zum Inkrafttreten 
der Vereinfachungsnovelle am 1. 7. 1977 [BGBl. 1976 I 3281; zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens siehe dort Art. 12]) überein. Diese Vorschrift war in ihrer 
früheren Gestalt eingefügt worden erst durch die Novelle 1924 (Verordnung 
über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten [RGBl. I 135; 437 
(Neubekanntmachung des Textes der ZPO)]}. 

7 Vgl. Rosenberg I Schwab, § 78 IU 3, S. 441; Baumbach / Lauterbach I Hart-
mann, § 142 Anm.1. 
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in § 142 ZPO nicht wertungsfrei in dem Sinne zu verstehen sein, daß -
wie nach § 273 ZPO - jede auch nur erwähnte Urkunde nach Maßgabe 
des § 142 ZPO vorzulegen ist. Faßt man nämlich als Bezugnahme nur 
die Äußerung des Willens auf, die Urkunde gegebenenfalls als Beweis-
mittel zu benutzen8, so scheiden aus dem Anwendungsbereich des § 142 
ZPO solche Urkunden aus, auf die eine Partei lediglich zum Zwecke der 
Erläuterung oder Ergänzung ihres Vorbringens verweist. Die Geeignet-
heit der Urkunde zu diesem Zweck ist aber auf der anderen Seite viel-
leicht eines der Kriterien, die über die Zulässigkeit einer vorbereiten-
den Maßnahme nach § 273 II Nr. 1 ZPO entscheiden. Denn die Vorle-
gung von Urkunden setzt anders als die Ladung von Zeugen und Sach-
verständigen (§ 273 II Nr. 4, III ZPO) nicht voraus9, daß der Beklagte 
dem Klageanspruch widersprochen hat und deswegen eine Beweisauf-
nahme zu erwarten ist. Darum soll nach § 273 II Nr. 1 ZPO auch die 
Klarstellung tatsächlichen Vorbringens und somit die Vorlegung von 
Urkunden zu diesem Ziel aufgegeben werden können1o• 

Noch ein weiteres Merkmal des § 142 ZPO fehlt in § 273 II Nr. 1 ZPO. 
Während nämlich § 142 ZPO die Vorlegungslast nur derjenigen Partei 
begründen kann, welche die Urkunden in ihren Händen hatll, kann dem 
Wortlaut des § 273 II Nr. 1 ZPO zufolge auch der Partei die Vorlegung 
aufgegeben werden, die in keiner derart engen tatsächlichen Beziehung 
zur Urkunde steht. Schließt man etwa den mittelbaren Besitzer einer 
Urkunde aus dem Kreise der Personen aus, die nach § 142 ZPO vorle-
gungsbelastet sind12, so kann sich für ihn folglich eine Vorlegungslast 
doch aufgrund einer nach § 273 II Nr. 1 ZPO ergangenen Anordnung 
ergeben. 

§ 2. Die praktisch,e Bedeutung der Urkunde im Zivilprozeß 

Wegen ihrer vielseitigen Verwendbarkeit sind Urkunden, die zu-
nächst für außerprozessuale Zwecke gefertigt wurden, im Zivilprozeß 
häufig anzutreffen. So gehört die Konfrontation mit schriftlichen Ver-

8 So z. B. Planck, Bd. II 1, § 97 II 4, S.107; Siegel, S. 96 f. 
g Zum Streit um die zwingende Natur von Sollvorschriften (§ 273 II! S. 1 

ZPO) Pohle, Anm. zu BAG AP Nr. 1 zu § 39 ArbGG (unter 3.). 
10 Wenn darüber hinaus nach § 273 II Nr.1 ZPO auf die Bereitstellung von 

Urkunden als Beweismittel hingewirkt werden könnte (Thomas / Putzo, § 273 
Anm. 1; Wieczorek, § 272 b Rz. C I b; Zöller / Stephan, § 273 Anm. I! 2 a; fer-
ner Baumbach / Lauterbach / Hartmann, § 273 Anm. 3 B), würde der Gesichts-
punkt der Bezugnahme wiederum zu einer partiellen überschneidung der 
Anwendungskreise von § 142 ZPO und § 273 II Nr. 1 ZPO führen. 

11 Zu diesem Begriff zunächst Stein / Jonas / Schumann / Leipold, 19. Aufl., 
§ 421 Anm. II!. 

12 So anscheinend Thomas / Putzo, Anm. zu § 421, zu dem dort ebenfalls 
gebrauchten Begriff des "In-Händen-Habens". 
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